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Der Landesparteitag möge beschließen:

Nachteile ausgleichen undWettbewerbsfähigkeit Berlins im Kampf um beste Lehrkräfte sicherstellen

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Senats und des Berliner Abgeordnetenhauses werden aufgefordert, die Be-
nachteiligung der angestellten Lehrkräfte in Berlin im Vergleich zu ihren verbeamteten Kolleginnen und Kollegen in anderen
Bundesländern aber auch innerhalb Berlins zu beenden. Damit soll insbesondere auch die langfristige Wettbewerbsfähigkeit
Berlins im bundesweitenWettstreit um beste Lehrkräfte sichergestellt und dem akuten Lehrkräftemangel entgegnet werden,
so dass sich zudem die Arbeitsbedingungen an den Schulen durch eine personelle Entlastung verbessern. Das Ziel einer
echten Gleichstellung, die auch die bisherigen großen Versorgungsunterschiede innerhalb der Lehrkräfte endlich beseitigt,
muss dabei Vorrang haben gegenüber der Debatte um die bloße Form des Beschäftigungsverhältnisses an sich.

Zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit muss unter anderem insbesondere auf die Beseitigung folgender Nachteile für die
derzeit angestellten Lehrkräfte geachtet werden: Steuerlast und Sozialabgaben im Verlauf des Berufslebens, Lohnfortzahlun-
gen im Krankheitsfall, Zuschläge (z.B. Familienzuschläge) sowie die Alterssicherung.

Die Senats- und Fraktionsmitglieder werden hierfür aufgefordert, noch im Verlauf des Kalenderjahres 2019 die verschiede-
nen Wege zur Umsetzung der obigen Ziele zu erarbeiten und einander ergebnisoffen gegenüberzustellen. Dabei sollen die
Erfolgsaussichten innerhalb der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) mit den Vor- und Nachteilen einer außertariflichen
Entgeltgestaltung für Berliner Lehrkräfte, einer Wiedereinführung der Verbeamtung oder anderen Lösungsansätzen mitein-
ander abgewogen werden.

Die Verbesserung der Einkommens- und Versorgungssituation der Lehrkräfte ist nur ein Baustein der notwendigen Änderun-
gen für alle Beschäftige an Berliner Schulen und muss mit Blick auf die Einkommensunterschiede der Erzieher*innen und So-
zialarbeiter*innen erfolgen.
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